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SACHDARSTELLUNG: 
 
Sowohl die Bundesregierung als auch die Landesregierung Baden-Württemberg haben langfristige 
Klimaschutzziele definiert, für deren Erfüllung die Kommunen in Deutschland eine wichtige Vorreiterrolle 
einnehmen. Diesbezüglich hat das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit 
eine Richtlinie zur Förderung von Klimaschutzprojekten in sozialen, kulturellen und öffentlichen 
Einrichtungen im Rahmen der nationalen Klimaschutzinitiative (Kommunalrichtlinie) erarbeitet, welche 
der Bundestag in Kraft gesetzt hat. Ebenso wurde auf Landesebene das Förderprogramm Klimaschutz-Plus 
anhand der Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Umwelt-, Klima- und Energiewirtschaft aufgelegt. Beide 
Vorgaben verdeutlichen die hohe Priorität, welche das Thema Klimaschutz sowohl auf Bundes- als auch auf 
Landesebene einnimmt. Die angestrebten Klimaschutzziele werden unter I Nr. 1 (Förderzweck) der 
Verwaltungsvorschrift über das Förderprogramm Klimaschutz-Plus des Landes Baden-Württemberg sehr gut 
beschrieben. Auszugsweise heißt es wie folgt: 
 

„Nach dem Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes in Baden-Württemberg (KSG) sollen die in Baden-
Württemberg verursachten Treibhausgasemissionen bis zum Jahre 2020 um 25 % und bis zum Jahr 
2050 um 90 % gegenüber 1990 abgesenkt werden. Neben der Stromerzeugung ist auch der 
Wärmeverbrauch von hoher Bedeutung für das Erreichen der Klimaschutzziele. Das integrierte Energie- 
und Klimaschutzkonzept Baden-Württemberg (IEKK) nennt als langfristiges Ziel, die Wärmeversorgung bis 
zum Jahr 2050 klimaneutral zu gestalten. Um dieses Ziel langfristig erreichen zu können, muss der 
heutige Wärmebedarf insbesondere im Gebäudesektor konsequent reduziert werden. In der 
Einsparung und effizienteren Nutzung von Energie liegt das größte Potential für eine nachhaltige 
Wärmeversorgung im Land. Der verbleibende Wärmebedarf soll künftig auf Basis erneuerbarer 
Energien gedeckt werden. Zur Umsteuerung auf erneuerbare Energie müssen deren Potentiale im 
Land konsequent genutzt und Infrastrukturen darauf ausgerichtet und optimiert werden. Zur Umsetzung 
dieses Ziels tragen Kommunen, Unternehmen, Vereine, kirchliche Organisationen wie auch kommunale 
Betriebe bei, indem Sie Investitionen und Verfahrensabläufe am Ziel einer CO2-Reduzierung ausrichten. 
Zudem kommt der kommunalen Ebene besondere Bedeutung zu. Städte und Gemeinden üben im 
Bereich Klimaschutz und Energieeffizienz eine Vorbildfunktion für ihre Einwohner aus und können die 
Rahmenbedingungen für die Reduzierung der auf ihrer Gemarkung verursachen CO2-Emissionen im 
Rahmen des kommunalen Selbstverwaltungsrechts maßgeblich mitgestalten. (…)“. 

 
Um die Klimaschutzziele zu erreichen und in diesem Zusammenhang wichtige Informationen zu den 
verursachten CO2-Emissionen der kommunalen Gebäude zu bekommen, hat die Gemeindeverwaltung 
mehrere Anträge auf Förderung von Klimaschutzmaßnahmen an die jeweils zuständige Förderstelle 
gerichtet. Um CO2-Emissionen in Zukunft senken zu können, müssen im Rahmen eines ersten Schrittes 
konzeptionelle Tätigkeiten durchgeführt werden, um vor allem die Ausgangssituation (Istbestand) zu ermitteln. 
Aus diesem Grunde hat die Verwaltung in enger Zusammenarbeit mit der Agentur für Klimaschutz des 
Landkreises Tübingen für folgende Maßnahmen entsprechende Zuschussanträge gestellt:  
 
 
1. Einstiegsberatung zum kommunalen Klimaschutz 
 

Mit Datum vom 24.03.2017 hat die Gemeinde Starzach in Zusammenarbeit mit der Klimaschutz- und 
Energieagentur Baden-Württemberg GmbH einen Zuschussantrag auf der Grundlage der 
Kommunalrichtlinie des Bundes beim zuständigen Projektträger für das Bundesministerium für Umwelt-, 
Naturschutz, Bau- und Reaktorsicherheit (Projektträger Jülich) gestellt. Mit Datum vom 24.07.2017 wurde 
der Gemeinde Starzach eine Zuwendung in Höhe von 65 % der förderfähigen Ausgaben, maximal 
jedoch in Höhe von 7.303 € bewilligt (vgl. Anlage 1). Auf Grundlage eines nach Eingang des 
Bewilligungsbescheides eingeholten Angebotes der Agentur für Klimaschutz des Landkreises 
Tübingen (vgl. Anlage 2) geht die Gemeinde von Ausgaben in Höhe von 11.235 € aus. Die 
notwendigen Haushaltsausgabemittel stehen im Verwaltungshaushalt des Haushaltsplanes für das Jahr 
2017 zur Verfügung.  
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Zielsetzung: Im Rahmen der Einstiegsberatung sollen der Gemeinde Starzach praktische Maßnahmen 
zur Treibhausgaseinsparung aufgezeigt werden, mit deren Umsetzung sofort begonnen werden kann. 
Dazu sollen Handlungsmöglichkeiten für alle Handlungsfelder überprüft werden, wie z.B. für 
energetische Gebäudesanierungen und energieeffiziente Neubauten, Energieeffizienz in privaten 
Haushalten, Betrieben und kommunalen Liegenschaften, Energieversorgung, erneuerbare Energie, 
Mobilität, Öffentlichkeitsarbeit usw.. Für die jeweiligen Handlungsfelder werden realistische 
Klimaschutzziele für die Gemeinde erarbeitet. Insbesondere soll geprüft werden, welche Instrumente 
und Fördermöglichkeiten im Anschluss an die Erstberatung für Konzepterstellung und Umsetzung 
genutzt werden können.  

 
 
2.  Bilanzierung von  CO2-Emmissionen 
 

Zur Aufstellung einer CO2-Bilanz hat die Gemeindeverwaltung Starzach einen Zuschussantrag über das 
Förderprogramm Klimaschutz-Plus Baden-Württemberg mit Datum vom 22.02.2017 gestellt. Mit Datum 
vom 02.06.2017 hat die Gemeinde einen Zuwendungsbescheid in Höhe von 2.244 € erhalten (vgl. 
Anlage 3). Dies entspricht 50 % der förderfähigen Kosten (vgl. Anlage 4). Die Maßnahme kann über 
den Verwaltungshaushalt des Haushaltsjahres 2017 finanziert werden.  

 
Zielsetzung: Da Kommunen im Rahmen der Energiewende und den vorgegebenen Klimaschutzzielen 
maßgeschneiderte Strategien und effektive Handlungsoptionen benötigen, ist die Entwicklung einer 
Energie- und CO2-Bilanz als planerische Grundlage Voraussetzung für die Entwicklung einer 
kommunalen Energie- und Klimaschutzstrategie. Im Rahmen der Arbeiten zur Aufstellung einer 
solchen CO2-Bilanz erhält die Gemeinde Starzach einen strukturierten Überblick der Wärme- und 
Stromverbräuche sowie der Treibhausgasemissionen aus den Sektoren private Haushalte, 
Gewerbe/Handel/Dienstleistungen, Verkehr und kommunale Liegenschaften. Die Energieverbräuche 
und Treibhausgasemissionen werden in absoluten Werten und in Pro-Kopf-Angaben dargestellt. 
Außerdem wird die lokale Energieerzeugung aus erneuerbaren Energien in den Bereichen Wärme und 
Strom den Verbräuchen der jeweiligen Sektoren gegenüber gestellt. Die Energie- und CO2-Bilanz wird 
mit Hilfe des vom Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft entwickelten 
Bilanzierungsprogramms BICO2BW erstellt. Dies sichert die Vergleichbarkeit mit anderen baden-
württembergischen Kommunen und schafft einen einheitlichen Bewertungsstandard. Die Bilanz ist 
fortschreibbar und ermöglicht die Darstellung und Bewertung künftiger Klimaschutzaktivitäten.  

 
 
3.  Erarbeitung eines Energiemanagementkonzeptes für kommunale Gebäude 
  

Die Gemeindeverwaltung hat mit Datum vom 22.02.2017 einen Antrag auf Förderung eines 
Energiemanagements über das Förderprogramm Klimaschutz-Plus Baden-Württemberg gestellt. Mit 
Datum vom 29.08.2017 wurde das Vorhaben bewilligt. Es wurde eine Förderung in Höhe von 50 % 
der förderfähigen Ausgaben bewilligt, jedoch maximal ein Betrag in Höhe von 13.185 € (vgl. 
Anlage 5). Die förderfähigen Gesamtausgaben betragen jährlich 4.500 € (vgl. Anlage 6). Sollte der 
Gemeinderat der Umsetzung des Vorhabens zustimmen, so könnte das Vorhaben über den 
Verwaltungshaushalt des Haushaltsplanes für das Jahr 2018 finanziert werden.  

 
Zielsetzung: Bei der Realisierung der Klimaschutzziele und aktiven Gestaltung der Energiewende 
kommt den Kommunen eine besondere Bedeutung zu. Sie sind durch ihre Liegenschaften sowohl 
Großabnehmer von Strom, Wärme und Wasser, als auch Vorbild für Bürger und Unternehmen. Die 
kommunalen Liegenschaften bergen oftmals unerkanntes Einsparpotential.  
 
Um dieses Potential insbesondere im gering- und nichtinvestiven Bereich zu erschließen, soll im 
Landkreis Tübingen über einen Zeitraum von drei Jahren ein kommunales Energieeffizienznetzwerk 
aufgebaut und verstetigt werden. 
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Im Rahmen des Netzwerks wird für den Gebäudebestand der teilnehmenden Städte und Gemeinden 
ein Energiemanagementsystem betrieben. Hierzu wird eine professionelle Energiemanagementsoftware 
beschafft, welche ein monatliches Verbrauchscontrolling und die Erstellung von Energieberichten 
ermöglicht. Bestandteile des zukünftigen Energiemanagements sind eine regelmäßige 
Bestandsaufnahme mit Begehung der Liegenschaften, eine Analyse mit Plausibilitäts-Check der 
monatlichen Verbrauchsdaten, ein Gebäude-Benchmark, die Möglichkeit der Erstellung eines jährlichen 
Energieberichts, eine jährliche Schulung der Prozessbeteiligten der Kommunen und eine gezielte 
Öffentlichkeitsarbeit. Diese Bausteine würde komplett ein externer Dienstleister übernehmen.  

 
Herr Daniel Bearzatto, Geschäftsführer der Agentur für Klimaschutz des Landkreises Tübingen wird an der 
Gemeinderatssitzung teilnehmen und neben der Vorstellung der Agentur für Klimaschutz auch die einzelnen 
Vorhaben nochmals im Detail erläutern. 
 
 
STELLUNGNAHME DER VERWALTUNG: 
 
Die Verwaltung befürwortet die Umsetzung der einzelnen Vorhaben, zumal die Vorhaben über 
entsprechende Zuwendungen zu einem großen Teil gegenfinanziert werden können. Durch die 
Einstiegsberatung zum kommunalen Klimaschutz und der Einführung eines Energiemanagements, sowie 
durch die Erstellung einer CO2-Bilanz erhält die Gemeinde Starzach zusätzliche und belastbare 
Informationen, die im Rahmen von zukünftigen Entscheidungen hinsichtlich Neubauten, Umbauten, 
Sanierungsmaßnahmen, Gebäudeveräußerungen/Abbrüche usw. von zentraler Bedeutung sind. Durch die 
konzeptionelle Aufarbeitung und Auswertung von Energiedaten werden Verbesserungspotentiale 
herausgearbeitet. Außerdem erlangt die Gemeinde zusätzliche Informationen und Vergleichswerte im 
Rahmen des landkreisweiten Benchmarks im Zuge des Energiemanagements. Die seitherige 
Klimaschutzkonzeption der Gemeinde wird somit auf neuer Ebene weitergeführt. 
 
Abschließend kann festgehalten werden, dass die einzelnen Vorhaben auch einen entscheidenden Beitrag 
zur Umsetzung der Leitziele im Rahmen des Gemeindeentwicklungskonzeptes Starzach 2025, Teilprojekt 
„Haushalt und öffentliche Gebäude“ leisten. Die Konsolidierung des kommunalen Haushalts und der 
Erhalt von öffentlichen Immobilien bzw. die Entwicklung entsprechender Nachnutzungskonzepte für 
ausgewählte öffentliche Gebäude werden hierbei als weitere Leitziele vorgegeben. Die oben genannten 
Vorhaben können sowohl ausschlaggebende Argumentationen für künftige Investitionsentscheidungen im 
Rahmen des Leitziels als auch damit einhergehende Fördermöglichkeiten aufzeigen.  
 
Von Seiten der Verwaltung erfolgt folgender  
 
 
BESCHLUSSVORSCHLAG: 
 
1. Der Gemeinderat beschließt die Umsetzung einer Einstiegsberatung zum kommunalen Klimaschutz für 

die Gemeinde Starzach und beauftragt die Agentur für Klimaschutz des Landkreises Tübingen gemäß 
ihres Angebotes zum Gesamtbruttopreis in Höhe von 11.235 € mit der Umsetzung. 

2. Der Gemeinderat beschließt die Aufstellung einer CO2-Bilanz für die Gemeinde Starzach und beauftragt 
die Agentur für Klimaschutz des Landkreises Tübingen gemäß des Angebotes vom 02.11.2017 zum 
Gesamtbruttopreis in Höhe von 4.494 € mit der Aufstellung. 

3. Der Gemeinderat beschließt die Teilnahme der Gemeinde Starzach an einem landkreisweiten 
Energiemanagementkonzeptes, welches von der Agentur für Klimaschutz des Landkreises Tübingen 
umgesetzt wird. Die entsprechenden Haushaltsmittel werden im Verwaltungshaushalt des Jahres 2018 
eingestellt.  

4. Die Verwaltung wird beauftragt, das Erforderliche zu veranlassen.  
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